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Die Hisbollah bleibt für Israel der Feind Nummer eins
Auch zehn Jahre nach dem Libanon-Krieg kommt es an der Grenze zum Nachbarstaat immer wieder zu Zwischenfällen

Von unserer Mitarbeiterin
Sara Lemel

Ganei Tikva/Tel Aviv. Chani Sussman
ist eine starke Frau, das merkt man so-
fort. Die 36-jährige Israelin sitzt in
ihrem gemütlichen Wohnzimmer auf
einem rot gestreiften Sofa und lächelt
freundlich. Auf einer Kommode hinter
ihr steht das eingerahmte Foto eines
bärtigen jungen Mannes, der ein Baby
auf dem Arm hält. Es ist ihr Mann Gilad,
der vor zehn Jahren als Soldat im Liba-
non-Krieg gefallen ist. „Unser Sohn
Lavi war damals erst acht Monate alt“,
erinnert sich die Witwe. Der heute
Zehnjährige sitzt auf einem Sessel und
liest ein Buch aus der Percy-Jackson-
Serie. Seinen Vater kennt er nur von
Bildern. Die Kampfhandlungen zwi-
schen Israel und der libanesischen His-
bollah-Miliz hatten am 12. Juli 2006
nach der Entführung zweier israelischer
Soldaten in den Libanon begonnen. Die
harten Kämpfe dauerten einen Monat –
damit war es einer der längsten Kriege
in Israels Geschichte.

Auf der libanesischen Seite wurden
mehr als 1 200 Menschen getötet, auf der
israelischen mehr als 160 Soldaten und
Zivilisten. Eine Untersuchungskommis-
sion machte Israels damaligen Minister-
präsidenten Ehud Olmert und seinen
Verteidigungsminister Amir Perez spä-
ter für „schwere Fehler“ im Libanon-
Krieg verantwortlich. Gilad Sussmann
war als 26-jähriger Reservist in den
Krieg geschickt worden. Wenige Tage
vor Kriegsende wurde er tödlich von
einer Hisbollah-Rakete getroffen, als er
im libanesischen Dorf Dibil an einem

Einsatz gegen Raketenabschuss-Ram-
pen beteiligt war. „Als ich die Mitteilung
erhielt, war es so, als ob mir der Boden
unter den Füßen weggerissen wird“, er-
zählt Sussman.

„Aber in der Sekunde danach dachte
ich, ich muss leben, ich habe ein Kind.“
Gegenwärtig arbeitet sie mit ihrer Fa-

milie an einem Film über Gilad. „Es ist
vor allem für meinen Sohn wichtig – je
älter er wird, desto mehr wird ihm be-
wusst, was ihm fehlt.“

Sussman ist religiös, das gibt ihr einen
gewissen Halt. „Ich glaube, dass Gilad
nicht grundlos gestorben ist – aber das
macht es nicht leichter.“ Sie glaube an

Gott. „Aber deshalb darf ich trotzdem
wütend sein.“ Nach dem Krieg wurde
die internationale UN-Mission Unifil in
die Region entsandt.

Auch Deutschland ist mit gegenwärtig
rund 130 Soldaten an der UN-Mission
beteiligt. Sie soll Waffenschmuggel vor
der libanesischen Küste verhindern, vor

allem für die His-
bollah. Der Einsatz
wurde gerade um
ein weiteres Jahr
verlängert.

Auch zehn Jahre
nach dem Krieg
bleibe die Hisbol-
lah als verlängerter
Arm des Erzfeinds
Iran für Israel die
größte Bedrohung
in der Region, sagt
Armeesprecher
Arye Shalicar.
„Wir gehen davon
aus, dass die His-
bollah über ein
Arsenal von mehr
als 100 000 Rake-
ten verfügt“, so der
Sprecher. Einige
Tausend davon
hätten eine Reich-
weite bis Tel Aviv
und darüber hi-
naus.

Besonders pro-
blematisch sei,
dass viele der Ra-
keten in Dörfern
inmitten der Zivil-
bevölkerung gela-

gert würden. Die Hisbollah habe derzeit
zwar wahrscheinlich kein Interesse an
einem neuen Krieg, sagt Shalicar. „Aber
man kann sich nie sicher sein.“ Nach
Informationen des israelischen Militär-
geheimdienstes hat die Hisbollah im
Syrien-Krieg bisher rund 1 400 Kämp-
fer verloren – doppelt so viel wie im
Krieg gegen Israel vor zehn Jahren.

Die Beteiligung am Syrien-Krieg an
der Seite des Assad-Regimes hat die
Hisbollah einerseits geschwächt, an-
dererseits verfügen die Mitglieder der
Miliz jetzt über jahrelange Kampfer-
fahrung. Ein ranghoher Militär sagt in
Tel Aviv, die Hisbollah gefährde Israel
viel stärker als etwa das Terrornetzwerk
Islamischer Staat. Man rechne damit,
dass die libanesische Miliz täglich 1 000
bis 1 400 Raketen auf Israel „herabreg-
nen“ lassen könnte, sollte es erneut zum
Krieg kommen.

Im Libanon-Krieg 2006 seien täglich
100 bis 200 Raketen auf Israel abgefeu-
ert worden. Israel arbeitet daher ständig
am Ausbau seiner mehrstufigen Rake-
tenabwehr sowie seines Bunker- und
Frühwarnsystems. Der Chef des israe-
lischen Militärgeheimdienstes, Herzl
Halevi, erwartet im Kriegsfall noch
deutlich größere Härten für die Zivilbe-
völkerung beider Länder. Israel werde
wohl großen Schaden erleiden, sich da-
von aber erholen, sagte er zuletzt bei
einer internationalen Konferenz. „Der
Libanon würde hingegen ein Land vol-
ler Flüchtlinge.“ Schon jetzt leben viele
Flüchtlinge aus der gesamten Region im
Zedernstaat. Sie flohen vor dem Bürger-
krieg im Nachbarland Syrien und den
Wirren im Irak.

GEFÄHRLICHE GEGNER: Die Kämpfer der Hisbollah sind für Israel auch zehn Jahre nach dem Libanon-Krieg
eine ernste Bedrohung. Unser Bild zeigt die Beisetzung eines Hisbollah-Kämpfers. Foto: dpa

EINE WELLE DER ANTEILNAHME gab es nach den tödlichen Schüssen von Dallas: Ein Blumenmeer in der texanischen Hauptstadt
erinnert an die ermordeten Polizeibeamten. Foto: dpa

Die Gräben werden tiefer
Nach den Morden von Dallas kehrt die Erinnerung an 1968 zurück

Von unserem Korrespondenten
Frank Herrmann

Dallas/Washington. Es war John Le-
wis, das lebende Denkmal der Bürger-
rechtsbewegung, der den Finger direkt
in die Wunde legte. Manchmal habe er
das Gefühl, als ob man ihn wieder
hinabrutsche, den Hang, den man zu
rklimmen versuche, sagte der Kongress-
abgeordnete aus Georgia, der einst
neben Martin Luther King marschierte,
um mit gewaltlosem Widerstand die
Mauern der Rassentrennung zum Ein-
sturz zu bringen. Die Narben des Rassis-
mus seien noch immer schmerzhaft zu
spüren, „wir müssen uns ihrer anneh-
men“, mahnte der 76 Jahre alte Politi-
ker, als die Polizistenmorde in Dallas
ihre Schockwirkung entfalteten.

Der Horror von Dallas, darin ist sich
das Land einig, bedeutet eine Zäsur, er
kann sogar einen Wendepunkt mar-
kieren. Nur bleibt unklar, in welche
Richtung es geht. Ob man ungeschminkt
über unangenehme Wahrheiten rede
und dabei zu einem sinnvollen Dialog
finde oder aber sich in die Gewissheiten
des eigenen Stammesdenkens zurück-
ziehe, dies sei die offene Frage, sagt
David Brooks, einer der Starkolumnis-
ten der „New York Times“. Wobei er
mit dem Stammesdenken weniger die

Konstellation Schwarz gegen Weiß
meint, sondern vielmehr die Gräben, die
sich immer tiefer durch die Gesellschaft
zu ziehen scheinen. Auf der einen Seite
das aufgeklärte, tolerante, optimistische
Amerika, auf der anderen Seite das ver-
unsicherte, skeptische, sich nostalgisch
nach „guten alten Zeiten“ sehnende, das
sich nun in seinen Vorurteilen bestätigt
sieht. Nach Dallas ist eine Jahreszahl
in aller Munde: 1968. Das Jahr, in dem

Martin Luther King und Robert Ken-
nedy ermordet wurden, in dem überall
Unruhen ausbrachen, Geschäfte in
Flammen aufgingen, ganze Straßenzüge
verwüstet wurden. Droht 2016 zu einem
zweiten 1968 zu werden?

Barack Obama beantwortet die Frage
mit einem klaren Nein. Die Vereinigten
Staaten seien bei weitem nicht so ge-
spalten, wie manche es jetzt suggerier-
ten, betonte er am Rande des Nato-
Gipfels in Warschau. Was die Nation
eine, sei der Zorn auf einen kranken
Attentäter, der das schwarze Amerika
ebenso wenig repräsentiere, wie der
Todesschütze von Charleston das weiße

Amerika repräsentiert habe – jener
Dylann Roof, der in einer afroamerika-
nischen Kirche in South Carolina auf
Gläubige schoss. Vieles von dem, was
1968 das Pulverfass explodieren ließ,
gebe es 2016 glücklicherweise nicht,
argumentieren die Optimisten. Keinen
Vietnamkrieg, keine Welle politischer
Hinrichtungen, keinen urbanen Kollaps.
Folglich seien Vergleiche an den Haaren
herbeigezogen. Allein schon der Marsch,
mit dem die Aktivisten von „Black Lives
Matter“ in Dallas gegen die vorange-
gangenen Exzesse von Baton Rouge und
St. Paul protestierten: War er nicht der
beste Beweis für die Funktionsfähigkeit
einer offenen Gesellschaft?

Dann wieder ist es ausgerechnet ein
Ordnungshüter, der die kritischsten
Worte findet zum Status quo. Edward
Flynn, Polizeichef der Stadt Milwaukee,
sagt ohne Umschweife: „Wir sind das
am schwersten bewaffnete, am ehesten
zur Gewalt neigende Land der indus-
trialisierten Welt, und es sind Afroame-
rikaner, die am meisten darunter lei-
den“. Die höchste Kriminalitätsrate, die
schlimmste Armut, die schlechtesten
Bildungschancen, das alles komme
zusammen in Vierteln, in denen über-
wiegend Afroamerikaner leben. „Und
was tun wir? Wir bürden der Polizei
unsere sozialen Probleme auf.“

Polizeichef legt
den Finger in die Wunde

Schlechte
Karten

Warschau. Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel macht sich rar bei den
Medien auf diesem Nato-Gipfel.
Das sonst übliche Presse-Hinter-
grundgespräch entfällt und auch
sonst hat die Kanzlerin wenig Zeit
für Journalisten. Auf wenige Minu-
ten summieren sich ihre beiden Auf-
tritte vor den Kameras. Als sie im
Nationalstadion von Warschau Gip-
felbilanz zieht, lässt sie nur zwei
Fragen zu. Die befassen sich nicht
mit den eigentlichen Gipfelthemen
– Abschreckung Russlands, Anti-
IS-Kampf, Afghanistan oder Rake-
tenabwehr. Stattdessen geht es um
ein Gespräch mit dem türkischen
Präsidenten Recep Tayyip Erdogan
am Rande des Gipfels. Es war das
erste Treffen der beiden seit der Ver-
abschiedung der Armenier-Resolu-
tion des Bundestags. Anfang Juni

hatte das Parlament die Gräuel-
taten des Osmanischen Reichs ge-
gen die Armenier vor 100 Jahren als
Völkermord gewertet. Kurz darauf
verweigerten die türkischen Be-
hörden einem Parlamentarischen
Staatssekretär und mehreren Abge-
ordneten einen Besuch bei den 240
Bundeswehrsoldaten auf der türki-
schen Luftwaffenbasis Incirlik. Aus
deutscher Sicht ist das nicht zu ak-
zeptieren: Die Bundeswehr ist eine
Parlamentsarmee und diejenigen,
die über die Einsätze der Soldaten
entscheiden, müssen sich auch ein
Bild davon machen. Die türkische
Regierung empfindet wiederum die
Bezeichnung Völkermord für die
Ereignisse vor 100 Jahren als belei-
digend. Der Streit ist in eine Sack-
gasse geraten. Verteidigungsminis-
terin Ursula von der Leyen versuch-
te in der vergangenen Woche ver-
geblich, bei einem Besuch in Incir-
lik und Ankara eine Aufhebung des
Besuchsverbots zu erreichen.

Gestern legte die Bundeskanzlerin
im ZDF-Sommerinterview noch-
mals nach: „Es muss weitergearbei-
tet werden“, sagte sie auf die Frage,
ob ein Abzug der deutschen Sol-
daten infrage komme. „Es ist not-
wendig, dass unsere Abgeordneten
nach Incirlik reisen können, dass sie
unsere Soldaten besuchen können.“

Während sich das deutsch-türki-
sche Verhältnis weiter verschlech-
tert, stehen die Zeichen zwischen
Ankara und Moskau auf Annähe-
rung. Erstmals landete nach acht
Monaten wieder ein russischer Fe-
rienflieger in einem türkischen Ba-
deort. Ein Lichtblick für die krisen-
geschüttelte türkische Tourismus-
branche. Michael Fischer

Erdogan
bleibt stur

EIN ROBOTER tötete den Angreifer in
Dallas mit Sprengstoff. Foto: dpa

Hilfscop
Roboter

Berlin/Dallas. Ferngesteuerte Ro-
boter, die auf Rädern oder Ketten in
die Gefahrenzone fahren und ver-
dächtige Pakete untersuchen oder
Bomben unschädlich machen: Das
kennt man. Ein funkgesteuertes
Gerät aber, das Sprengstoff heran-
rollt, um einen Verbrecher außer
Gefecht zu setzen, das ist neu. „Ich
kann mich nicht erinnern, dass
Polizisten so ein Gerät als Liefer-
mechanismus tödlicher Gewalt ein-
gesetzt hätten“, sagt Juraprofessor
Seth Stoughton von der Universität
South Carolina, ein früherer Poli-
zist. „Dies ist ein neuer Horizont für
Polizeitechnologie. Er wirft einige
Fragen auf.“ Ferngesteuerte Gewalt
wird in den Kriegen und Konflikten
der Gegenwart zwar immer wieder
moralisch und rechtlich hinterfragt,
sie ist in Gestalt von großen oder
kleineren Drohnen aber gang und
gäbe. Die Polizei in den USA nutzt
ferngesteuerte Geräte für die Auf-
klärung per Kamera, das Ausbrin-
gen von Tränengas und sogar zur
Rettung Verwundeter, wie das „Po-
licemag“ berichtet.

Die Polizei in Deutschland
braucht nach Ansicht von Gewerk-
schaften keine Bomben-Roboter
wie in Dallas. „Das ist bei uns
unvorstellbar“, sagt der Vorsitzende
der Deutschen Polizeigewerkschaft,
Rainer Wendt, in Berlin. „Unsere
Spezialeinheiten sind auch für
Geisellagen und Befreiungen gut
trainiert und ausgestattet“, be-
tont der Chef der Gewerkschaft der
Polizei, Oliver Malchow. Weder
Malchow noch Wendt sehen Bedarf,
hier mit ferngesteuerten Waffen
oder Bomben aufzurüsten.

Martin Bialecki
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